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Die Entwicklung der Nettoeinkommen in der Bundesrepublik

Die Ergebnisse der vom DIW vierteljährlich durchgeführ-
ten Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung unterrich-
ten u. a. über die laufende Entwicklung der Nettoeinkom-
men, gegliedert nach den großen sozialen Bereichen. Die 
aktuelle Entwicklung dieser Einkommen ist deshalb von 
besonderem Interesse, weil seit Jahresfrist Befürchtungen 
laut wurden, daß die stärker als die gesamtwirtschaftliche 
Produktivität steigenden Löhne eine güterseitig nicht 
mehr zu bewältigende Nachfrage hervorrufen müßten 
und somit zu erheblichen Preissteigerungen führen wür-
den. Die Übersicht zeigt, daß tatsächlich der Anteil der 
Nettolöhne und -gehälter am Nettosozialprodukt im ers-

ten Halbjahr 1956 zugenommen hat, nämlich von rund 40,8 vH in der entsprechenden Zeit des Vorjahres auf nunmehr 
41,2 vH. Gleichzeitig sind auch die Sozialeinkommen anteilsmäßig gewachsen, so daß die „Masseneinkommen“ und 
damit die Massenkaufkraft sowohl dem absoluten als auch dem relativen Wert nach im 1. Halbjahr 1956 einen Höchst-
stand erreicht haben. Trotzdem zeigt ein Vergleich mit den Ergebnissen der früheren Jahre, daß es sich hier nur um 
eine verhältnismäßig bescheidene strukturelle Veränderung der Einkommensverteilung handelt. Vorausgesetzt, daß sie 
sich nicht in unerwünschtem Maße fortsetzt, gibt sie zu keinerlei konjunkturellen Bedenken Anlaß, wenn man nicht 
– viel allgemeiner – die immer noch hohe Zuwachsrate des Nettosozialprodukts und damit der Nettoeinkommen im 
Ganzen beanstanden wollte. Eine derartige Beurteilung kann aber nicht allein auf Grund der Einkommensverteilung 
und ihrer Veränderung erfolgen.
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Rente mit Inflationsanpassung: Wer kurz lebt, gewinnt – wer länger lebt, kann verlieren
Durchschnitttsrente in Euro pro Monat1

Wer mit   75  Jahren stirbt, hat kumuliert 
rund 18 000 Euro2 mehr bekommen. 

Für Personen, die mit   90  Jahren sterben, 
gleichen sich Vor- und Nachteile etwa 
aus. Beziehen sie die Rente länger, ergibt 
sich ein Verlust.
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Renteneintritt 
im Jahr 2045

Aktuelles 
Rentenmodell
Rentenmodell mit 
Inflationsanpassung

3 496

3 179

            Über den gesamten Verlauf wird eine Infla-
            tionsrate von zwei und ein Wachstum der 
Durchschnittslöhne von drei Prozent angenommen. 
Die Inflationsanpassung betrifft nur den Renten-
bezug; Anwartschaften folgen dem Lohnwachstum; 
der Beitragssatz entspricht (annähernd) der aktu-
ellen Regelung; Rentenwerte zu Rentenbeginn wer-
den in diesem Rahmen maximal möglich erhöht.

CC BY 4.0, creativecommons.org/licenses/by/4.0

 1 Rente bei 45 Beitragsjahren mit durchschnittlichem Verdienst (Eckrente).
2 In Preisen von 2026.
Quelle: Eigene Berechnungen mit dem Modell PenPro.
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ZITAT

„Eine Inflationsanpassung der Renten kann Menschen mit kurzer Lebenserwartung 

zwar besserstellen, aber nur sehr grob. Sie macht die Rentenfinanzen zudem anfälliger 

für Preisschwankungen und politische Eingriffe. Wer gezielt Geringverdienende unter-

stützen will, sollte bei Grundrente und Grundsicherung ansetzen.“ 

— Hermann Buslei —

AUF EINEN BLICK

Inflationsanpassung der Renten trotz positiver 
Aspekte keine überzeugende Alternative
Von Dominik Bursy, Hermann Buslei, Johannes Geyer und Peter Haan

•	 Simulationsrechnungen zur Anpassung der Renten an die Inflation statt an die Löhne

•	 Unterscheidung zwischen Anpassungen bei Anwartschaften und während des Rentenbezugs 
zeigt deutliche Wirkung

•	 Inflationsanpassung von Anwartschaften und während des Rentenbezuges senkt Beitragssatz 
deutlich; Sicherungsniveau fällt aber bis 2070 von 48 auf 32 Prozent

•	 Inflationsanpassung nur während des Rentenbezugs erlaubt höhere Einstiegsrenten und stellt 
Menschen mit kurzer Rentenbezugsdauer besser

•	 Grundrente und Freibeträge in der Grundsicherung wären bessere Instrumente für Umverteilung 

http://www.diw.de/mediathek
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ABSTRACT

In der rentenpolitischen Debatte wird vorgeschlagen, Renten 

zur Begrenzung des Beitragssatzanstiegs an die Inflation statt 

an die Lohnentwicklung zu koppeln. Der Bericht simuliert bis 

zum Jahr 2070 drei Varianten. Bei reiner Inflationsanpassung 

sinken Beitragssatz und Sicherungsniveau so stark, dass die 

gesetzliche Rentenversicherung ihre Rolle als Hauptsicherung 

im Alter nicht mehr erfüllen könnte. Werden Anwartschaften 

weiterhin mit den Löhnen angepasst und nur laufende Renten 

mit der Inflation fortgeschrieben, fallen Beitragssatzentlastung 

und Rückgang des mittleren Sicherungsniveaus moderat aus. 

Verzichtet man auf die Beitragsentlastung zugunsten höherer 

Renten bei Rentenbeginn, profitieren Personen mit kurzer 

Rentenbezugsdauer. Überzeugend ist die Inflationsanpassung 

dennoch nicht: Sie begünstigt allenfalls grob Gruppen mit 

unterdurchschnittlicher Lebenserwartung, führt in höherem 

Alter zu sehr niedrigen Renten und könnte bei hoher Inflation 

die finanzielle Stabilität der Rentenversicherung gefährden. 

Alternativ lässt sich der Beitragssatzanstieg durch einen 

verstärkten Nachhaltigkeitsfaktor begrenzen. Gruppen mit 

unterdurchschnittlicher Lebenserwartung könnten von Ver-

besserungen bei der Grundrente profitieren.

Inflationsanpassung der Renten 
trotz positiver Aspekte 
keine überzeugende Alternative
Von Dominik Bursy, Hermann Buslei, Johannes Geyer und Peter Haan

INFLATIONSANPASSUNG RENTE

Seit der Rentenreform 1957 werden die gezahlten Renten 
und die Rentenanwartschaften der gesetzlichen Rentenver-
sicherung vor allem nach der Lohnentwicklung angepasst. 
Deswegen wird die Rente auch „dynamische Rente“ genannt: 
Sie sichert die Teilhabe der Rentner*innen an der wirtschaft
lichen Entwicklung. Streng genommen werden Renten nicht 
direkt erhöht. Das System funktioniert wie ein Punktekonto: 
Wer arbeitet und Beiträge zahlt, sammelt Rentenpunkte. Ein 
Jahr mit durchschnittlichem Verdienst ergibt genau einen 
Punkt. Die monatliche Rente entspricht der Zahl der Punkte, 
multipliziert mit dem Wert eines Punktes – dem sogenann-
ten aktuellen Rentenwert. Nur dieser Wert wird jährlich nach 
einer gesetzlich festgelegten Regel an die Lohnentwicklung 
angepasst. Dadurch steigen laufende Renten und bereits 
erworbene Ansprüche gleichermaßen.1

Seit den Rentenreformen der 1990er und frühen 2000er Jahre 
wurde die Lohnanpassung allerdings mehrfach gedämpft, 
wobei steigende Beitragssätze (Beitragssatzfaktor) und ein 
steigendes Verhältnis von Rentenausgaben zu Beitragsein-
nahmen (Nachhaltigkeitsfaktor) die Anpassung über die 
Rentenanpassungsformel mindern. Lediglich im Jahr 2000 
wurde eine reine Inflationsanpassung vorgenommen, um 
die Ausgaben zu dämpfen.2

Die Anpassung der Anwartschaften und Renten nach der 
Lohnentwicklung ist international eher eine Ausnahme. 
Häufig wird die Preisentwicklung berücksichtigt oder eine 
Kombination von Lohn- und Preisentwicklung verwendet.3 
In der rentenpolitischen Diskussion wurde auch in Deutsch-

1	 Die Anpassung der Anwartschaften beziehungsweise Renten zu Rentenbeginn wird damit 

„automatisch“ erreicht: Geht eine Person ein Jahr später in Rente, ist ihre Rente um den Anpas-

sungssatz des aktuellen Rentenwerts höher.

2	 Ursprünglich war dies auch für 2001 vorgesehen. Vgl. Franz Ruland (2025): Zur Entwicklung 

der Anpassungsformel und der Rentendynamik. Deutsche Rentenversicherung, 1/2025, 9–41 

(online verfügbar, abgerufen am 30. September 2026. Dies gilt auch für alle anderen Online-

Quellen dieses Berichts, sofern nicht anders vermerkt).

3	 OECD (2021): Pensions at a Glance, Table 1.2, 36. (online verfügbar); OECD (2025): Pensions at 

a Glance, Table 3.3, 151 (online verfügbar); Tim Deeken und Christoph Freudenberg (2023): Inflation 

trifft Rente: Welche Maßnahmen haben unsere Nachbarländer im Vergleich zu Deutschland ergrif-

fen? Deutsche Rentenversicherung 2/2023, 133–151 (online verfügbar).

https://doi.org/10.18723/diw_wb:2026-42-1
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Zeitschriften/DRV_Hefte_deutsch/2025/ausgewaehlter_artikel_heft_1_ruland
https://www.oecd.org/en/publications/pensions-at-a-glance-2021_ca401ebd-en.html
https://www.oecd.org/content/dam/oecd/en/publications/reports/2025/11/pensions-at-a-glance-2025_76510fe4/e40274c1-en.pdf
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Zeitschriften/DRV_Hefte_deutsch/2023/ausgewaehlter_artikel_heft_2_deeken_freudenberg
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land – gerade in den letzten Jahren – die Option einer Ren-
tenanpassung nach der Inflationsrate gefordert, vor allem 
mit dem Ziel, die absehbaren Finanzierungslasten der Ren-
tenversicherung aufgrund des demografischen Wandels zu 
mindern.4 Als weitere Begründung wird auch Umverteilung 
genannt, da Bevölkerungsgruppen, die eine unterdurch-
schnittliche Lebenserwartung haben, bei einer Inflations-
anpassung besser gestellt werden können.5

Das Ziel, die Rentenausgaben im Vergleich zum aktuell gel-
tenden Recht weniger stark steigen zu lassen und gleich-
zeitig die Kaufkraft der Renten zu erhalten, kann nur dann 
erreicht werden, wenn die Lohnentwicklung dauerhaft über 
der Inflation liegt. Das war in der Vergangenheit überwie-
gend der Fall: Zwischen 1960 und 2020 lagen die Lohnän-
derungen in allen Zehn-Jahres-Zeiträumen mit Ausnahme 
von 2000 bis 2010 über der Inflationsrate.6 Durch Beitrags-
satz- und Nachhaltigkeitsfaktor fällt der Unterschied zwi-
schen beiden Anpassungsregeln allerdings geringer aus als 
es zunächst scheint.7 Damit die Höhe der Renten bei einer 
Inflationsanpassung im Verhältnis zum Lohneinkommen 
nicht zu stark sinkt, gibt es verschiedene Vorschläge, bei 
der Anpassung zwischen den Anwartschaften (und damit 
der Rente zu Rentenbeginn) und den laufenden Renten zu 
unterscheiden.8 So hat die Kommission Verlässlicher Gene-
rationenvertrag im Jahr 2020 eine Rentenregelung disku-
tiert, bei der der Wert der Anwartschaften nach dem gelten-
den Recht bestimmt wird und die jährliche Anpassung der 
Renten mit der Inflationsrate erfolgt.9

4	 So hat beispielsweise Monika Schnitzer, Vorsitzende des Sachverständigenrats zur Begutach-

tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, eine Anpassung der Bestandsrenten an die Infla-

tionsrate gefordert. Das Niveau bei Renteneinstieg solle nicht gesenkt werden. Vgl. Der Spiegel 

(2024): SPD-Politikerin lehnt Kopplung der Rente an Inflation ab. 21. Mai 2024 (online verfügbar). 

5	 Vgl. Wolfram Richter und Martin Werding (2020): Unterschiedliche Lebenserwartung und Ren-

tenanpassung. Ein Beitrag zur Lösung eines vernachlässigten Verteilungskonflikts. Perspektiven 

der Wirtschaftspolitik, 21 (4), 389–402 (online verfügbar).

6	 Maßgeblich ist entsprechend der Rentenanpassungsregel die Entwicklung der durchschnittli-

chen Bruttolöhne. Vgl. Gundula Roßbach (2022): Die Rentenversicherung – Stabilitätsanker in un-

sicheren Zeiten. Deutsche Rentenversicherung Bund, Aktuelles Presseseminar am 9. und 10. No-

vember 2022 in Würzburg (online verfügbar).

7	 In Westdeutschland war dies zwischen 1997 und 2020 der Fall. Vgl. Hermann Buslei, Johannes 

Geyer und Peter Haan (2023): Vorbild Österreich – Welche Lehren können für die Gestaltung der 

Alterssicherung in Deutschland gezogen werden? FNA-Journal, 1/2023, Tabelle 63, 290 (online 

verfügbar).

8	 In allen Formen der Alterssicherung besteht in der Leistungsphase ein Zielkonflikt zwischen 

einem hohen Startniveau und einer hohen Anpassungsrate; je nach Ausgestaltung stellen sich 

Personen mit niedriger oder hoher Lebenserwartung besser. Teilweise ist das gesetzlich geregelt: 

Das Betriebsrentengesetz lässt für ausgeschiedene Arbeitnehmer*innen alternative Anpassungs-

regeln zu, etwa eine nominale Anpassung von einem Prozent pro Jahr oder eine Anpassung mit 

der Inflationsrate (§ 2a Abs. 2 BetrAVG; erstere etwa in Tarifen der Versorgungsanstalt des Bun-

des und der Länder). Wird die niedrige Anpassungsrate durch ein höheres Startniveau erzwungen, 

begünstigt das Personen mit niedriger Lebenserwartung. Ähnlich wirken Optionen wie die Teil

kapitalauszahlung bei Rentenbeginn, etwa in der Riester-Rente.

9	 Kommission Verlässlicher Generationenvertrag (2020): Bericht der Kommission. Band 1 – 

Empfehlungen, 78–88 (online verfügbar). Als Vorteile gelten ein gedämpfter Beitragssatzanstieg, 

eine Besserstellung von Personen mit niedriger Lebenserwartung und real konstante Renten, als 

Hauptnachteil eine sinkende Akzeptanz der Rentenversicherung. Kombiniert mit einer Haltelinie 

von 48 Prozent fällt der Beitragssatz erst ab Mitte der 2040er Jahre niedriger aus als im damals 

geltenden Recht. Vgl. dazu auch Franz Ruland (2024): Reformoptionen – die keine sind. Wirt-

schaftsdienst, 104 (2), 98–101 (online verfügbar).

Simulationsrechnungen zu weiteren Varianten liegen bereits 
vor. Die Deutsche Bundesbank (2022) fixiert bei einem ähnli-
chen Vorschlag das Sicherungsniveau10 bei Rentenbeginn ab 
2026 auf 48 beziehungsweise 50 Prozent und bestimmt Bei-
tragssatz und Sicherungsniveau bis 2070. Das durchschnitt-
liche Sicherungsniveau während des Rentenbezugs (Kasten) 
liegt in beiden Varianten über dem geltenden Recht, bei lan-
ger Bezugsdauer – also in hohem Alter – allerdings darun-
ter. Erforderlich ist dafür ein leicht beziehungsweise deut-
lich höherer Beitragssatz.11 Der Sachverständigenrat hat im 
Jahr 2023 eine Option untersucht, bei der analog zur Vari-
ante der Kommission Verlässlicher Generationenvertrag 
nur die Bestandsrenten mit der Inflationsrate angepasst 
werden:12 Für den Zeitraum bis 2080 ergeben sich ein bis 
zu 1,6 Prozentpunkte niedrigerer Beitragssatz und ein bis 
zu 3,5 Prozentpunkte niedrigeres durchschnittliches Siche-
rungsniveau, während das Sicherungsniveau beim Renten-
zugang deutlich über dem bei geltendem Recht liegt. Die 
Alterssicherungskommission hat im Jahr 2026 eine Inflati-
onsanpassung der Bestandsrenten „intensiv diskutiert und 
einheitlich abgelehnt“.13 Der schnellen Dämpfung des Aus-
gaben- und Beitragssatzanstiegs und dem garantierten Kauf-
krafterhalt stehe gegenüber, dass sich Menschen mit lan-
ger Lebensdauer und niedrigen Einkommen – vor allem 
Frauen – schlechter stellen14 und Risiken für die finanzielle 
Stabilität der Rentenversicherung entstehen würden, wenn 
die Inflationsrate über der Lohnentwicklung läge.15

Dieser Bericht knüpft an diese Diskussion an. Im Mittel-
punkt steht dabei die Abschätzung, wie sich alternative For-
men der Inflationsanpassung auf Rentenhöhe, Sicherungs-
niveau und Beitragssatz auswirken. Auf dieser Grundlage 
werden die Vor- und Nachteile gegenüber der geltenden 
Anpassungsregel diskutiert.

Es werden drei Varianten betrachtet. In der ersten wird der 
aktuelle Rentenwert bei ansonsten unverändertem Recht 
künftig allein mit der Inflationsrate fortgeschrieben („reine 
Inflationsanpassung“). In der zweiten Variante gilt bis zum 
Rentenzugang weiterhin die geltende Anpassungsregel, 
die Bestandsrenten werden dagegen mit der Inflationsrate 

10	 Das Sicherungsniveau vor Steuern gibt das Verhältnis der Bruttostandardrente zum Durch-

schnittsentgelt, jeweils abzüglich der Sozialversicherungsbeiträge wieder. Die Bruttostandardrente 

ist definiert als das 45-fache des aktuellen Rentenwerts.

11	 Deutsche Bundesbank (2022): Monatsbericht Juni 2022, 74. Jahrgang, Nr. 6, 49 (online 

verfügbar). Vgl. für eine weitere Kombination aus Haltelinie zu Rentenbeginn und Inflationsanpas-

sung während des Rentenbezugs Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium für Wirt-

schaft und Energie (2021): Vorschläge für eine Reform der gesetzlichen Rentenversicherung (online 

verfügbar).

12	 Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (2023): 

Wachstumsschwäche überwinden – In die Zukunft investieren. Jahresgutachten 2023/2024, Abbil-

dung 126, Tabelle 24, und Randnummer 426 (online verfügbar). Vgl. auch Martin Werding, Benedikt 

Runschke und Milena Schwarz (2024): Alterungsschub und Rentenreform: Simulationen für GRV 

und Beamtenversorgung. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent-

wicklung, Arbeitspapier Nr. 1/2024 (online verfügbar).

13	 Alterssicherungskommission (2026): Empfehlungen der Alterssicherungskommission. Bundes-

ministerium für Arbeit und Soziales (Hrsg.), Stand Juni 2026, 38 (online verfügbar).

14	 Vgl. Ruland (2024), a. a. O., 99–100.

15	 Alterssicherungskommission (2026), a. a. O., 39.

https://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/rente-spd-politikerin-lehnt-kopplung-an-inflation-ab-a-06606fa7-7654-4a8c-8cd0-0752881ce083
https://www.degruyterbrill.com/document/doi/10.1515/pwp-2020-0037/html
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/Bund/DE/Presse/Presseseminare/2022_11_09_10_wuerzburg/10_11_praesentation_rossbach.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.fna-rv.de/SharedDocs/Downloads/Publikationen/FNA-Journal/FNA-Journal-2023-01.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.fna-rv.de/SharedDocs/Downloads/Publikationen/FNA-Journal/FNA-Journal-2023-01.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Rente/Kommission-Verlaesslicher-Generationenvertrag/bericht-der-kommission-band-1.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.wirtschaftsdienst.eu/inhalt/jahr/2024/heft/2/beitrag/reformoptionen-die-keine-sind.html
https://www.bundesbank.de/de/publikationen/berichte/monatsberichte/monatsbericht-juni-2022-892740
https://www.bundesbank.de/de/publikationen/berichte/monatsberichte/monatsbericht-juni-2022-892740
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Publikationen/Ministerium/Veroeffentlichung-Wissenschaftlicher-Beirat/wissenschaftlicher-beirat-vorschlaege-reform-gutachten.html
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Publikationen/Ministerium/Veroeffentlichung-Wissenschaftlicher-Beirat/wissenschaftlicher-beirat-vorschlaege-reform-gutachten.html
https://www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de/fileadmin/dateiablage/gutachten/jg202324/JG202324_Gesamtausgabe.pdf
https://www.econstor.eu/bitstream/10419/283606/1/1881079864.pdf
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/2196306/2444780/0fcbf810775351c64007ee6cb2c7cad9/2026-06-24-bericht-alterssicherungskommission-data.pdf?download=1
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Kasten

Das Modell PenPro

Das Modell PenPro (engl. Pension Projection) dient der Abschät-

zung der Entwicklung von Beitragssatz und Leistungen, insbeson-

dere des Rentenniveaus, in der gesetzlichen Rentenversicherung 

in Deutschland bei geltendem Recht und bei alternativen Reform

szenarien. Es bildet die für die vorliegende Fragestellung wichtigs-

ten Regelungen der gesetzlichen Rentenversicherung in Deutsch-

land ab. Das Simulationsmodell ist gruppenbasiert aufgebaut. Die 

abgebildeten „durchschnittlichen“ Individuen unterscheiden sich 

nach Alter, Geschlecht, Region (West-/Ostdeutschland) und nach 

Haupterwerbsformen (sozialversicherungspflichtig Beschäftigte, 

geringfügig Beschäftigte, nicht versicherungspflichtige Selbst-

ständige, Beamt*innen). Beginnend mit dem Jahr 2024 erfolgt 

die Simulation jahresweise bis zum Jahr 2070. Dabei werden die 

in einem Kalenderjahr erworbenen Rentenanwartschaften auf 

der Basis vorgegebener Erwerbsumfänge (Quoten, Stunden) 

und Löhnen bestimmt. Für weitere Tatbestände, die zu Renten

anwartschaften führen, wird vereinfachend ein Zuschlag vorge-

nommen. Aus der Summe der angesammelten Entgeltpunkte 

einer Geburtskohorte folgen (bei Erfüllung der Voraussetzungen 

zum Bezug von Renten) in Verbindung mit dem aktuellen Renten-

wert in einem Jahr die Rentenleistungen. Hinterbliebenenrenten 

werden pauschal als Anteil der Renten aus eigenem Recht be-

stimmt. Der aktuelle Rentenwert wird entsprechend der geltenden 

Regelung unter Berücksichtigung der Änderung der Bruttolöhne, 

des Beitragssatzes und des Nachhaltigkeitsfaktors angepasst. 

Die Finanzierung erfolgt durch Beiträge der Versicherten und 

Zuschüsse des Bundes. Der Budgetausgleich erfolgt durch die 

Anpassung des Beitragssatzes unter Berücksichtigung der Nach-

haltigkeitsreserve.

Die Bevölkerung im Vorausberechnungszeitraum bis zum Jahr 

2070 wird entsprechend der Annahmen in der „mittleren“ Variante 

G2-L2-W2 der 16. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung 

des Statistischen Bundesamtes gesetzt. Nach dieser Vorausbe-

rechnung steigt der Altenquotient als Verhältnis der 65-Jährigen 

und Älteren zu den 20 bis 64-Jährigen von heute 40,8 Prozent 

über 52,2 Prozent im Jahr 2050 auf 58,2 Prozent im Jahr 2070. 

Datengrundlage für den Erwerbsumfang bilden für das Basis-

jahr Auswertungen des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP).1 

Diese werden für die Simulation unter Setzung von Annahmen 

fortgeschrieben. Die Daten für die bereits geleisteten Renten im 

Basisjahr stammen ebenfalls aus dem SOEP. Die angegebenen 

Rentenleistungen werden in Entgeltpunkte umgerechnet. Grund-

lage für die im Basisjahr bestehenden Rentenanwartschaften der 

durchschnittlichen Personen bilden Daten der gesetzlichen Ren-

tenversicherung.

Die Wachstumsrate der durchschnittlichen Löhne wird mit drei 

Prozent angenommen, die Inflationsrate mit zwei Prozent. Dies 

entspricht häufig getroffenen Annahmen. Bei einer geringeren 

Differenz würden die ausgewiesenen Effekte der Reformvarianten 

schwächer ausfallen.

Unter den im Modell PenPro getroffenen Annahmen ergibt sich 

für den Beitragssatz und das Sicherungsniveau der Rentenver

sicherung ein tendenziell ähnlicher Verlauf wie im entsprechenden 

Ausweis bis zum Jahr 2039 im Rentenversicherungsbericht 2025 

(vgl. Abbildung). Langfristig liegen diese Werte in einer ähnlichen 

Größenordnung, wie sie von der Alterssicherungskommission oder 

dem Sachverständigenrat vorausberechnet wurden.2

1	 Das SOEP ist eine repräsentative jährliche Wiederholungsbefragung privater Haushalte, 

die seit 1984 in Westdeutschland und seit 1990 auch in Ostdeutschland durchgeführt wird. Vgl. 

Jan Goebel et al. (2019): The German Socio-Economic Panel (SOEP). Journal of Economics and 

Statistics, 239(29), 345–360 (online verfügbar). Für diese Veröffentlichung wurden folgende Daten-

versionen verwendet: SOEP-Core v41, EU-Edition 2026 (online verfügbar).

2	 Vgl. Alterssicherungskommission (2026), a. a. O.; Sachverständigenrat zur Begutachtung der 

gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (2023), a. a. O.
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Quelle: Eigene Berechnungen mit dem Modell PenPro; Rentenversicherungsbericht 2025.

c b CC BY 4.0

Beitragssatz und Sicherungsniveau zeigen ähnliche Verläufe im Modell PenPro und 
nach dem Rentenversicherungsbericht 2025.

https://www.jbnst.de/download/2019_2_G%C3%B6bel_free_DataObs.pdf
https://www.diw.de/de/diw_01.c.997276.de/edition/soep-core_v41eu__daten_1984-2024__eu-edition.html
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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angepasst.16 Im dritten Szenario rückt die Umverteilung 
zugunsten von Personen mit niedriger Lebenserwartung 
in den Vordergrund, die im Durchschnitt auch unterdurch-
schnittliche Einkommen haben.17 Sie verbindet die Infla-
tionsanpassung der Bestandsrenten mit einem möglichst 
hohen Rentenwert zu Beginn des Renteneintritts, begrenzt 
durch die Bedingung, dass der Beitragssatz annähernd dem 
des geltenden Rechts entspricht (Kasten).

Für alle drei Varianten werden Beitragssatz und Sicherungs-
niveau bestimmt, letzteres nach Alter differenziert (Kasten). 
Daneben werden auch absolute Rentenleistungen in einzel-
nen Altersjahren sowie kumulierte Leistungen bis zum Errei-
chen ausgewählter Alter ausgewiesen. Damit wird deutlich, 
um welche Beträge sich Personen mit kurzer Lebensdauer 
bei einer Änderung der Anpassungsregel verbessern könn-
ten und wie viel Einkommen Personen mit langer Lebens-
dauer in höherem Alter gegenüber dem geltenden Recht 
fehlen würde.

Rentenversicherung verliert 
Hauptsicherungsfunktion bei reiner 
Inflationsanpassung

Die Anpassung des aktuellen Rentenwerts mit einer Infla-
tionsrate von zwei Prozent führt in den 2030er Jahren zu 
moderaten Änderungen des Beitragssatzes im Vergleich 
zum geltenden Recht mit einem angenommenen Lohn-
wachstum von drei Prozent und dem dämpfenden Einfluss 
von Beitragssatz- und Nachhaltigkeitsfaktor. Der Grund hier-
für ist, dass vor einer Beitragssatzsenkung die Nachhaltig-
keitsrücklage bis zu ihrer Obergrenze aufgefüllt wird. Der 
Rentenwert steigt unter den getroffenen Annahmen in der 
Vorausberechnung bis 2040 nur um 37 Prozent, während er 
nach geltendem Recht um 42 Prozent steigen würde. Durch 
diese starke Dämpfung des Rentenwachstums ergeben sich 
mittel- und längerfristig deutlich sinkende Beitragssätze – 
trotz aller demografischen Veränderungen (Abbildung 1). 
Umgekehrt sinkt das Sicherungsniveau ab Reformbeginn 
durchgehend und erreicht im Jahr 2070 nur noch einen 
Wert von 32 Prozent (Abbildung 2). Im Szenario der reinen 
Inflationsanpassung des aktuellen Rentenwerts kann die 
umlagefinanzierte gesetzliche Rentenversicherung bereits in 
wenigen Jahrzehnten die bisherige Rolle einer Hauptsiche-
rungsfunktion für das Alter nicht mehr erfüllen.18 Auf län-
gere Sicht ergibt sich sogar ihre schleichende Abschaffung.

16	 Angelehnt an die vom Sachverständigenrat beschriebene Option (Sachverständigenrat zur 

Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (2023), a. a. O.). Dessen Berechnungen un-

terstellen allerdings eine Einführung bereits im Jahr 2023, während die Reform hier erst mit dem 

Auslaufen der Regelungen des Rentenpakets 2025 im Jahr 2032 beginnt. Der Zeitpfad der Reform-

wirkungen unterscheidet sich daher erheblich.

17	 Vgl. Peter Haan und Maximilian Schaller (2021): Heterogene Lebenserwartung. DIW Politik

beratung kompakt Nr. 171 (online verfügbar).

18	 Es gibt für die gesetzliche Rentenversicherung kein explizites Sicherungsziel. Heute stellt sie 

aber mit großem Abstand die (im Durchschnitt) größte Quelle von Alterseinkommen dar. Vgl. Bun-

desministerium für Arbeit und Soziales (2024): Alterssicherungsbericht der Bundesregierung 2024 

(online verfügbar).

Für die Abbildung der Rentenanpassung während des Ren-

tenbezugs nach der Inflationsrate wurde das Modell um einen 

alters- und kohortenspezifischen aktuellen Rentenwert erwei-

tert. Ausgehend von dem festgehaltenen Wert des aktuellen 

Rentenwerts im Jahr des Rentenzugangs ergibt sich dieser 

durch die Fortschreibung mit der Inflationsrate. Daraus folgt, 

dass sich auch das Sicherungsniveau über die Alter in einem 

Kalenderjahr unterscheidet. Das durchschnittliche Siche-

rungsniveau in einem Kalenderjahr ergibt sich als gewichtetes 

Mittel des Sicherungsniveaus in den Einzelaltern, wobei die 

Gewichte dem Anteil der Rentner*innen in einem Alter an 

allen Rentner*innen entsprechen.

Eine zusätzliche Erweiterung erfolgt für die untersuchte dritte 

Variante einer Inflationsanpassung der Renten. Bei dieser Vari-

ante wird die Ersparnis, die sich in der zweiten Variante aus 

der Inflationsanpassung der Bestandsrenten ergibt, für eine 

Anhebung des aktuellen Rentenwerts genutzt. Der Beitrags-

satz wird (annähernd) auf dem Niveau des geltenden Rechts 

gehalten. Eine exakte Übereinstimmung der Beitragssätze ist 

dabei wegen der dynamischen Zusammenhänge in der Ren-

tenanpassungsregel nicht möglich. In der Einführungsphase 

wird der aktuelle Rentenwert auch für Bestandsrenten ange-

hoben. Alle Rentner*innen erhalten damit einen höheren Aus-

gangswert zu Lasten der künftigen Anpassung. Würde die ge-

samte Entlastung allein für die Erhöhung des Rentenwerts der 

Neuzugänge verwendet, ergäbe sich ein kaum begründbarer 

Vorteil für die zum Umstellungszeitpunkt rentennahen Kohor-

ten. Die gewählte Vorgehensweise vermeidet zudem große 

Unterschiede in den zu erwartenden Renteneinkommen zwi-

schen den kurz vor und den kurz nach Reformbeginn Verren-

teten. Die Anhebung erfolgt ad hoc in Abhängigkeit von der 

maximal verbleibenden Restlebensdauer und führt zu dem 

angestrebten annähernd unveränderten Beitragssatz gegen-

über dem Referenzfall.3 

3	 Vgl. Abbildung 1.

https://www.diw.de/de/diw_01.c.822954.de/publikationen/politikberatung_kompakt/2021_0171/heterogene_lebenserwartung__forschungsprojekt_im_auftrag_des_sozialverbands_vdk_deutschland.html
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Rente/alterssicherungsbericht-2024.pdf?__blob=publicationFile
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Auch bei Inflationsanpassung 
während des Rentenbezugs reduziert sich 
das Sicherungsniveau deutlich

Die fortbestehende Lohnanpassung der Rentenanwartschaf-
ten während der Erwerbsphase in Verbindung mit der Anpas-
sung der gezahlten Renten mit der Inflationsrate erlaubt 
gegenüber dem geltenden Recht niedrigere Beitragssätze. 
Der Rückgang ist aber moderat und damit deutlich schwä-
cher als bei reiner Inflationsanpassung (Abbildung 1). Das 
durchschnittliche Sicherungsniveau geht jedoch auch hier 
im Vergleich zum geltenden Recht merklich zurück (Abbil-
dung  2). Das Sicherungsniveau zu Rentenbeginn liegt 
zunächst über dem Wert bei geltendem Recht (Abbildung 3), 
da der für die Renten zu Rentenbeginn maßgebliche Renten-
wert aufgrund des niedrigeren Beitragssatzes etwas stärker 
steigt als unter geltendem Recht. Dem etwas höheren Siche-
rungsniveau zu Rentenbeginn stehen dann aber deutlich 
geringere Werte in großen Teilen der Bezugsphase gegen-
über.19 Dabei unterscheiden sich die Effekte über die Kohor-
ten. Die erste Kohorte, für die das neue Recht gilt, profi-
tiert noch nicht von den höheren Rentenwerten aufgrund 
des gesunkenen Beitragssatzes. Sie wird aber im Vergleich 
zum geltenden Recht bereits in vollem Umfang durch die 
verringerte Rentenanpassung belastet (Abbildung 4). Spä-
tere Kohorten profitieren dagegen zumindest in den ersten 
Rentenjahren von der Neuregelung. So ergibt sich beispiels-
weise für Personen, die im Jahr 2045 im Alter von 67 Jahren 
in Rente gehen, zu Rentenbeginn ein Sicherungsniveau, das 
mit etwa 47 Prozent über dem Niveau bei geltendem Recht 
liegt. Ab einem Alter von 71 Jahren dreht sich das Verhält-
nis aber wieder um.

Neben den Unterschieden im Sicherungsniveau kann auch 
die Betrachtung von absoluten Rentenbeträgen den Umfang 
der mit den Anpassungsregelungen verbundenen Vertei-
lungseffekte verdeutlichen (Tabelle 1). Auch hier zeigt sich 
für die mit Reformbeginn im Jahr 2032 mit 67 Jahren in 
Rente gehenden Personen allein der Einfluss der Inflations
anpassung. Ihre Rente stimmt über die gesamte Renten
laufzeit – bis auf geringfügige Abweichungen durch die 
konkrete Modellierung der Varianten – mit jener bei der 
reinen Inflationsanpassung überein. In beiden Fällen fällt 
der Wert der Eckrente (Altersrente mit 45 Entgeltpunkten 
ohne Abschläge) im Alter von 80 Jahren um etwa acht Pro-
zent und im Alter von 90 Jahren um etwa 15 Prozent niedri-
ger aus als bei geltendem Recht (Tabelle 2). Bei dem zweiten 
Beispielfall, bei dem eine Person im Jahr 2045 im Alter von 
67 Jahren in Rente geht, ist dagegen die Rente zu Renten-
beginn im Fall der Inflationsanpassung allein während des 
Rentenbezugs höher als bei geltendem Recht (etwa 90 Euro 

19	 Mit dem Übergang zur Anpassung der Renten nach dem Bezug der ersten Rente erhöht sich 

der Anreiz, länger zu arbeiten, da die Anwartschaften nur bis zum Rentenbeginn mit der annah-

megemäß höheren Wachstumsrate der Löhne fortgeschrieben werden. Die daraus möglicherweise 

resultierende Veränderung im Verrentungsverhalten wurde im Modell nicht berücksichtigt. Ver-

nachlässigt werden auch Effekte, die aufgrund unterschiedlicher Höhe der Rentenanwartschaften 

von kurz- und langlebenden Personen entstehen, da allein durchschnittliche Personen abgebildet 

werden.

Abbildung 1

Beitragssatz zur gesetzlichen Rentenversicherung bei 
geltendem Recht und Reformoptionen
In Prozent
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Anmerkung: Bei „Inflationsanpassung nur während Rentenbezug und Erhöhung Einstiegsrenten“ werden Inflations-
anpassungen während der Bezugszeit, (annähernd) gleiche Beitragssätze wie im geltenden Recht und die in diesem 
Rahmen maximal mögliche Erhöhung des Rentenwerts zu Rentenbeginn angenommen.

Quelle: Eigene Berechnungen mit dem Modell PenPro.

c b CC BY 4.0

Die Anpassung der Renten mit der Inflationsrate kann je nach Ausgestaltung die 
Beitragssatzanstieg unterschiedlich stark mindern.

Abbildung 2

Sicherungsniveau in der gesetzlichen Rentenversicherung bei 
geltendem Recht und Reformoptionen
In Prozent
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Anmerkung: Bei „Inflationsanpassung nur während Rentenbezug und Erhöhung Einstiegsrenten“ werden Inflations-
anpassungen während der Bezugszeit, (annähernd) gleiche Beitragssätze wie im geltenden Recht und die in diesem 
Rahmen maximal mögliche Erhöhung des Rentenwerts zu Rentenbeginn angenommen.

Quelle: Eigene Berechnungen mit dem Modell PenPro.

c b CC BY 4.0

Die Inflationsanpassung von Anwartschaften und laufenden Renten führt zu einem 
deutlich geringeren Sicherungsniveau.

https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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in Preisen des Jahres 2045, Tabelle 1). Im Alter von 71 Jahren 
hat sich der Vorteil bei der Inflationsanpassung aber wieder 
in einen Nachteil verwandelt.

Spürbare Umverteilung bei Variante mit 
unverändertem Beitragssatz

Will man die Umstellung auf eine Inflationsanpassung nicht 
zur Begrenzung des Beitragssatzanstiegs, sondern zur bud-
getneutralen Umverteilung von spät zu früh Versterbenden 
nutzen, muss der Beitragssatz gegenüber der Entwicklung 
unter geltendem Recht (annähernd) unverändert gehalten 
werden. Das mittlere Sicherungsniveau liegt dann in etwa 
auf dem Niveau des geltenden Rechts (Abbildung 2).

Zu Rentenbeginn ergibt sich ein Sicherungsniveau, das deut-
lich über 50 Prozent liegt (Abbildung 3). Der Einstiegswert 
ist direkt abhängig von der Höhe der „Einsparung“ beim 
Beitragssatz mit Inflationsanpassung der Bestandsrenten 
im Vergleich zur geltenden Rentenanpassungsregel. Das 
Umverteilungsziel wird insoweit erreicht, als das Sicherungs-
niveau zu Rentenbeginn über und mit höherem Alter unter 
dem Wert bei geltendem Recht liegt. Für die bereits oben 
betrachteten Rentenverläufe (Eckrente) mit einem Renten-
zugang im Jahr 2032 mit 67 Jahren liegt das Sicherungsni-
veau im Fall der maximalen Anhebung des Rentenwerts zu 
Rentenbeginn bis etwa zum Alter von 75 Jahren über dem 
Wert bei geltendem Recht (Abbildung 4, linke Seite). Für im 
Jahr 2045 mit 67 Jahren in Rente gehende Personen ist der 
Vorteil zu Rentenbeginn gegenüber dem geltenden Recht 
deutlich größer und erstreckt sich über weitere Lebensal-
ter. Allerdings fällt der Wert mit höherem Alter auf deut-
lich unter 40 Prozent und damit weit unter das Niveau bei 
geltendem Recht (Abbildung 4).

Tabelle 1

Durchschnittliche Bruttorente (Eckrente) im Monat
In Euro (nominale Werte)

Alter

Alter 67 im Jahr 2032 Alter 67 im Jahr 2045

Geltendes 
Recht

 Inflationsanpassung 
Anwartschaften 

und während Renten-
bezug

Inflationsanpassung 
nur während Renten-

bezug

Inflationsanpassung 
nur während Renten-
bezug und Erhöhung 

Einstiegsrenten

Geltendes 
Recht

 Inflationsanpassung 
Anwartschaften 

und während Renten-
bezug

Inflationsanpassung 
nur während Renten-

bezug

Inflationsanpassung 
nur während Renten-
bezug und Erhöhung 

Einstiegsrenten

67 2 256 2 255 2 256 2 256 3 179 2 917 3 265 3 496

70 2 420 2 393 2 394 2 443 3 458 3 095 3 465 3 732

75 2 753 2 642 2 643 2 714 3 970 3 417 3 826 4 166

80 3 179 2 917 2 918 3 014 4 555 3 773 4 224 4 486

85 3 656 3 220 3 222 3 361 5 229 4 165 4 664 4 931

90 4 192 3 555 3 558 3 660 5 990 4 599 5 149 5 450

Anmerkung: Bei „Inflationsanpassung nur während Rentenbezug und Erhöhung Einstiegsrenten“ werden Inflationsanpassungen während der Bezugszeit, (annähernd) gleiche Beitragssätze wie im 
geltenden Recht und die maximal mögliche Erhöhung des Rentenwertes zu Rentenbeginn angenommen. Simulierte Werte vereinfacht um verbleibende Unterschiede im Beitragssatz zum Szenario 
„Geltendes Recht“ bereinigt.

Quelle: Eigene Berechnungen mit dem Modell PenPro.

c b CC BY 4.0

Abbildung 3

Sicherungsniveau in der gesetzlichen Rentenversicherung zu 
Rentenbeginn bei geltendem Recht und Reformoptionen
In Prozent
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Anmerkung: Bei „Inflationsanpassung nur während Rentenbezug und Erhöhung Einstiegsrenten“ werden Inflations-
anpassungen während der Bezugszeit, (annähernd) gleiche Beitragssätze wie im geltenden Recht und die in diesem 
Rahmen maximal mögliche Erhöhung des Rentenwerts zu Rentenbeginn angenommen. 

Quelle: Eigene Berechnungen mit dem Modell PenPro.

c b CC BY 4.0

Das Sicherungsniveau zu Rentenbeginn kann deutlich über dem heutigen Niveau 
liegen, wenn es über die Rentenbezugszeit entsprechend stärker sinkt.

https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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So ergibt sich in dieser Variante für die Eckrente zu Renten-
beginn mit 67 Jahren im Jahr 2045 eine um etwa 320 Euro 
je Monat höhere Rente im Vergleich zum geltenden Recht 
(Tabelle 1). Gegen Ende des achten Lebensjahrzehnts kehrt 
sich der Vorteil in einen Nachteil gegenüber dem geltenden 
Recht um. Betrachtet man beispielhaft eine Person, die mit 
67 Jahren in Rente geht und im Alter von 75 Jahren stirbt, 
ergibt sich ein kumulierter Vorteil von etwa 18 000 Euro, 
gemessen in heutigen Werten, gegenüber dem geltenden 
Recht (etwa sieben Prozent der kumulierten Rentenleis-
tungen bei geltendem Recht). Für eine Person, die im Alter 
von 90 Jahren stirbt, ergibt sich dagegen etwa ein Ausgleich 
von Vor- und Nachteilen. Bei einem Rentenzugang vor dem 
Alter von 67 Jahren ergibt sich der Ausgleich ebenfalls früher 
beziehungsweise bis zum Alter von 90 Jahren ein kumulier-
ter Verlust gegenüber den geltenden Regelungen.

Fazit: Inflationsanpassung für Ausgleich zwischen 
Kurz- und Langlebenden nur wenig geeignet

Die Regeln zur jährlichen Anpassung der Renten in der 
gesetzlichen Rentenversicherung haben direkten Einfluss auf 
das künftige Rentenniveau und die Entwicklung des Renten-
beitragssatzes in Deutschland. Mit der Form der Rentenan-
passung ist aber auch eine Verteilung der Rentenleistungen 

über Bevölkerungsgruppen mit einer unterschiedlichen 
Lebenserwartung verbunden. Die geltende deutsche Anpas-
sungsregel zielt, abgesehen von den Dämpfungsfaktoren zur 
teilweisen Kompensation der demografischen Entwicklung, 
auf ein gleichbleibendes Sicherungsniveau, also ein kons-
tantes Verhältnis von Rente im Vergleich zu Lohneinkom-
men. Im Vergleich zu einer Anpassungsregel, die zuguns-
ten eines höheren Ausgangsniveaus auf niedrigere Anpas-
sungsraten setzt, führt diese zu Vorteilen für Personen mit 
hoher Lebenserwartung.20 Diskussionswürdig wird eine sol-
che Anpassungsregel vor allem, wenn sich die Lebenserwar-
tung von Bevölkerungsgruppen systematisch unterscheidet 
und diese Unterschiede nicht bewusst vernachlässigt werden 
sollen, wie dies etwa bei Männern und Frauen der Fall ist.21

20	 Welche Anpassungsregel angemessen ist, hängt von einer Verteilungsentscheidung ab. Wer 

länger lebt, bezieht über die gesamte Rentenzeit mehr Leistungen aus der Rentenversicherung. 

Bei gleichem Arbeitseinkommen und gleichem Rentenanspruch fällt das Lebenseinkommen ent-

sprechend ungleicher aus. Vermeidet man dies, indem das Rentenniveau mit zunehmender Be-

zugsdauer sinkt, nimmt stattdessen die Ungleichheit der laufenden Einkommen im Alter zu. Eine 

formale Analyse dieses Zielkonflikts, die die gesellschaftliche Bewertung von Ungleichheit im lau-

fenden Konsum einerseits und im Lebenseinkommen andererseits explizit macht, findet sich bei 

Youngsoo Jang, Svetlana Pashchenko und Ponpoje Porapakkarm (2024): Mortality Regressivity 

and Pension Design. Journal of Public Economics, 262, 105766 (online verfügbar).

21	 Francesca Barigozzi, Helmuth Cremer und Jean-Marie Lozachmeur (2023): Gender wage and 

longevity gaps and the design of retirement systems. Journal of Economic Behavior and Organiza-

tion, 209, 263–287 (online verfügbar).

Abbildung 4

Sicherungsniveau in der gesetzlichen Rentenversicherung bei geltendem Recht und Reformoptionen, Rentenzugang im 
Alter von 67 Jahren
In Prozent
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Anmerkung: Bei „Inflationsanpassung nur während Rentenbezug und Erhöhung Einstiegsrenten“ werden Inflationsanpassungen während der Bezugszeit, (annähernd) gleiche Beitragssätze wie im geltenden Recht und die maximal 
mögliche Erhöhung des Rentenwerts zu Rentenbeginn angenommen. 

Quelle: Eigene Berechnungen mit dem Modell PenPro.

c b CC BY 4.0

Die Inflationsanpassung von Anwartschaften und laufenden Renten senkt das Sicherungsniveau in jedem Alter; bei den anderen Varianten hängt die Wirkung vom 
Rentenzugangsjahr und Alter ab.
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Um das quantitative Ausmaß der Wirkungen konkreter Ren-
tenanpassungsregeln auf die künftige Entwicklung von Bei-
tragssatz und Sicherungsniveau über die Rentenbezugs-
zeit abzuschätzen, wurden die Wirkungen von drei Varian-
ten der Anpassung der Renten mit der Inflationsrate der 
Anpassung nach geltendem Recht mit Hilfe von Simulati-
onsrechnungen gegenübergestellt. Im ersten Fall der reinen 
Inflationsanpassung ergibt sich zwar ein erheblicher Rück-
gang des Beitragssatzes. Aufgrund des dabei stark sinken-
den Leistungsniveaus kann die Rentenversicherung aber 
bereits nach wenigen Jahrzehnten ihre Hauptsicherungs-
funktion nicht mehr erfüllen.

In der zweiten Variante wird der Rentenwert zu Renten-
beginn nach der geltenden Regel angepasst, während des 
Rentenbezugs erfolgt die Anpassung mit der Inflations-
rate. In Übereinstimmung mit früheren Untersuchungen 
führt diese Regel unter den getroffenen Annahmen zur Ent-
wicklung der Reallöhne zu einer spürbaren Minderung des 
erwarteten Beitragssatzanstiegs in der Rentenversicherung. 
Verbunden ist damit allerdings eine Reduktion des mittle-
ren Sicherungsniveaus und insbesondere des Sicherungs-
niveaus in höherem Alter.

Im dritten Szenario ergibt sich ein deutlicher Vorteil für 
die Gruppe von Menschen mit geringer Lebenserwartung. 
Dabei werden die (potenziellen) Einsparungen aufgrund 
der Inflationsanpassung der Renten während der Bezugs-
zeit der Renten genutzt, um budgetneutral die Renten zu 
Rentenbeginn im Vergleich zum geltenden Recht anzuhe-
ben. Damit leistet diese Variante konstruktionsbedingt kei-
nen Beitrag zur Minderung des Beitragsanstiegs. Sie führt 
aber zu einem spürbar höheren Sicherungsniveau für Per-
sonen mit einer niedrigen Lebenserwartung und einer rela-
tiv kurzen Rentenlaufzeit.

Wegen der positiven Korrelation zwischen Einkommen und 
Lebenserwartung könnte daher eine Inflationsanpassung 
während der Rentenbezugszeit bei gleichzeitiger Erhöhung 
des Eingangsniveaus der Rente Vorteile für Personen mit 
geringer Lebenserwartung und niedrigen Rentenanwart-
schaften bieten. Allerdings ist die Eignung der Regelungen 
für diesen Zweck nicht zielgenau. Die Anpassung mit der 
Inflationsrate ist in keiner Weise auf die Höhe der Unter-
schiede in der Lebenserwartung abgestimmt. Damit kann 
sie allenfalls grob in die richtige Richtung wirken. Darü-
ber hinaus bietet sie alleine keine (integrierte) Option zu 
einer gezielten und abgestuften Unterstützung langleben-
der Personen mit niedrigen Einkommen beziehungsweise 
Rentenanwartschaften, die sich bei der Inflationsanpas-
sung schlechter stellen. Das betrifft vor allem Frauen. Ein 
Unterstützungsbedarf für diese Gruppe ist zu erwarten, da 
zwar eine (positive) Korrelation zwischen Einkommen und 
Lebenserwartung besteht, diese aber nicht perfekt ist. Immer 
dann, wenn eine solche Kompensation – jenseits des Ver-
weises auf die Grundsicherung – als erforderlich angese-
hen wird, greift eine einfache Inflationsanpassung zu kurz.

Daher liegt es nahe, entweder Informationen zur Lebens-
erwartung einzelner Bevölkerungsgruppen zur Differenzie-
rung der Rentenleistungen zu nutzen oder aber direkt an 
den Einkommen beziehungsweise den Rentenanwartschaf-
ten anzusetzen. Der erste Fall ist mit sehr hohen Informati-
onsanforderungen verbunden und es ist daher offen, ob er 
umgesetzt werden könnte. Ein Weg, direkt an den Einkom-
men anzusetzen, besteht darin, die Rente progressiver zu 
gestalten.22 In die gleiche Richtung wirken auch andere Maß-

22	 Vgl. Johannes Geyer, Peter Haan und Julie Tréguiet (2024): Höheres Haushaltseinkommen 

geht bei Frauen und Männern mit höherer Lebenserwartung einher. DIW Wochenbericht, 25,  

396–400 (online verfügbar).

Tabelle 2

Durchschnittliche Bruttorente (Eckrente) im Monat relativ zum geltenden Recht
In Prozent

Alter

Alter 67 im Jahr 2032 Alter 67 im Jahr 2045

Geltendes 
Recht

 Inflationsanpassung 
Anwartschaften 

und während Renten-
bezug

Inflationsanpassung 
nur während Renten-

bezug

Inflationsanpassung 
nur während Renten-
bezug und Erhöhung 

Einstiegsrenten

Geltendes 
Recht

 Inflationsanpassung 
Anwartschaften 

und während Renten-
bezug

Inflationsanpassung 
nur während Renten-

bezug

Inflationsanpassung 
nur während Renten-
bezug und Erhöhung 

Einstiegrenten

67 100 99,9 100 100 100 91,8 102,7 110

70 100 98,9 98,9 101 100 89,5 100,2 107,9

75 100 96 96 98,6 100 86,1 96,4 104,9

80 100 91,8 91,8 94,8 100 82,8 92,7 98,5

85 100 88,1 88,1 91,9 100 79,7 89,2 94,3

90 100 84,8 84,9 87,3 100 76,8 86 91

Anmerkung: Bei „Inflationsanpassung nur während Rentenbezug und Erhöhung Einstiegsrenten“ werden Inflationsanpassungen während der Bezugszeit, (annähernd) gleiche Beitragssätze wie im 
geltenden Recht und die maximal mögliche Erhöhung des Rentenwertes zu Rentenbeginn angenommen. Simulierte Werte vereinfacht um verbleibende Unterschiede im Beitragssatz zum Szenario 
„Geltendes Recht“ bereinigt.

Quelle: Eigene Berechnungen mit dem Modell PenPro.

c b CC BY 4.0
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nahmen, die tendenziell Personen mit unterdurchschnitt-
licher Lebenserwartung zugutekommen. Dazu zählen 
zusätzliche Freibeträge in der Grundsicherung im Alter, 
wie von der Alterssicherungskommission vorgeschlagen, 
sowie eine Erhöhung von Leistungen bei der Erwerbsminde-
rungsrente oder die derzeit diskutierte neue „Altersrente bei 
langjähriger Beitragszahlung und verminderter Berufsfähig-
keit“.

JEL: H55, D31

Keywords: Redistribution, pension adjustment, life expectancy, income distribution
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Ein Beitrag zur Minderung des Beitragssatzanstiegs, wie 
er je nach Ausgestaltung der Inflationsanpassung entsteht, 
lässt sich – sofern gewünscht – auch mit anderen Instru-
menten, wie etwa der von der Alterssicherungskommission 
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Hermann Buslei, Wissenschaftler in der Abteilung 

Staat im DIW Berlin

1.	 Herr Buslei, oft wird gefordert, die Renten nicht mehr 

an die Lohnentwicklung, sondern an die Inflation zu 

koppeln. Sie haben drei verschiedene Varianten einer 

Inflationsanpassung bis zum Jahr 2070 durchgerechnet. 

Inwieweit würde es die Beitragssätze verändern, wenn 

die Renten künftig nur noch entsprechend der Inflation 

steigen? Eine reine Inflationsanpassung, sowohl der Renten 

zu Rentenbeginn als auch während des Rentenbezugs, wür-

de eine massive Senkung der Rentenleistungen bedeuten. 

Es würde sich sogar trotz des demografischen Wandels eine 

Senkung der Beitragssätze ergeben. Dies würde allerdings 

auch bedeuten, dass das Sicherungsniveau der Rente stark 

sinken würde und zwar von den heutigen 48 auf nur noch 

32 Prozent. Damit würde die gesetzliche Rentenversiche-

rung ihre Funktion als Hauptsicherung im Alter verlieren.

2.	 Eine zweites Rechenszenario lässt die Rentenanpassung 

bis zum Renteneintritt an der Lohnentwicklung orien-

tiert, koppelt aber die laufenden Renten danach an die 

Inflation. Was würde das für die Beitragssätze und das 

Sicherungsniveau bedeuten? Dieser Vorschlag wurde 

schon von verschiedener Seite erörtert. Hier haben wir einen 

moderaten Rückgang des Beitragssatzanstiegs von etwa 

1,5 Prozentpunkten. Bei den Rentenleistungen schlägt sich 

das in einem Rückgang von etwa drei Prozentpunkten des 

mittleren Sicherungsniveaus nieder.

3.	 In Ihrem dritten Szenario rückt die Umverteilung zuguns-

ten von Personen mit niedriger Lebenserwartung in den 

Vordergrund. Wie kann man sich das vorstellen? In die-

sem Szenario gibt es keine Begrenzung des Beitragssatzan-

stiegs, und alle Vorteile bei der Finanzierung, die sich durch 

die geringere Anpassung über den Rentenbezugszeitraum 

ergeben, werden für den Rentenbeginn genutzt. Das heißt, 

wenn die Renten zu Rentenbeginn höher liegen und dann 

im Zeitablauf eine geringere Anpassung erfolgt, profitieren 

Personen mit einer kürzeren Lebensdauer von diesen höhe-

ren Werten zu Rentenbeginn mehr als Personen mit einer 

höheren Lebensdauer, die im höheren Alter eine niedrigere 

Rente erhalten, als dies bei geltendem Recht der Fall wäre.

4.	 Welche Ihrer Modellvarianten wäre aus sozialpolitischer 

Sicht am sinnvollsten? Wenn man die reine Umverteilungs-

frage in den Vordergrund stellt und nicht die Begrenzung 

des Beitragssatzanstiegs, dann wäre die dritte Variante 

natürlich von Vorteil. Aber wir sehen auch, dass die Inflati-

onsanpassung einige Nachteile hat, die insbesondere daher 

rühren, dass es auch Personen gibt, die lange leben, aber 

niedrige Einkommen haben.

5.	  Sollte die geltende Rentenanpassungsformel beibehal-

ten und gegebenenfalls angepasst werden? Aus unserer 

Sicht bietet die Inflationsanpassung Vorteile, aber in der 

Abwägung kommen wir doch dazu, dass die Nachteile 

diese Vorteile überwiegen. Ein wesentlicher Punkt bei der 

Inflationsanpassung ist, dass diese nicht zielgerichtet auf 

eine Umverteilung zugunsten von Personen mit unterdurch-

schnittlicher Lebenserwartung erfolgt. Das andere ist, dass 

eine Inflationsanpassung Gefahren für die finanzielle Stabi-

lität der Rentenversicherung bedeuten kann, weil in Zeiten 

hoher Inflationsraten die Beitragsbasis der Renten, nämlich 

die Löhne, langsamer steigen könnte. Zudem bestehen 

auch bei Weiterverwendung der geltenden Rentenanpas-

sung Möglichkeiten, Personen mit niedriger Lebenserwar-

tung, die typischerweise ein unterdurchschnittliches Einkom-

men haben, besser zu stellen. Denkbar wäre zum Beispiel 

eine Verbesserung der bestehenden Grundrente oder ein 

Freibetrag für Leistungen der Rentenversicherung bei der 

Grundsicherung.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

c b Der Artikel ist gemäß der Creative-Commons-Lizenz CC BY 4.0 nachnutzbar: 
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Deutschland diskutiert die Deindustrialisierung noch immer so, 

als ließe sie sich mit genug politischem Willen aufhalten. Das 

ist der falsche Ansatz. Die wirtschaftliche Transformation ist 

längst Realität. Vor 70 Jahren machte die Industrie noch mehr 

als die Hälfte der deutschen Wirtschaftsleistung aus, heute sind 

es rund 20 Prozent. In 20 Jahren könnte ihr Anteil deutlich un-

ter zehn Prozent liegen. Dieser Trend ist kein deutsches Versa-

gen – er ist ein struktureller Prozess, den alle hochentwickelten 

Volkswirtschaften durchlaufen. Entscheidend ist deshalb nicht, 

ob dieser Wandel kommt, sondern ob Deutschland ihn gestaltet 

oder ob dauerhaft gute Arbeitsplätze, Innovation und Wohlstand 

verloren gehen.

Deutschland kann und sollte nicht versuchen, seine bestehende 

Industriestruktur eins zu eins zu konservieren. Viele klassische 

Branchen stehen unter Druck: hohe Energiekosten, technologi-

scher Wandel, Konkurrenz aus China, Dekarbonisierung. Man-

che Unternehmen werden schrumpfen, manche verschwinden. 

Das ist schmerzhaft, aber auch Teil dessen, was der Nobelpreis-

träger Philippe Aghion als kreative Zerstörung beschreibt: Nur 

wenn Altes weicht, kann Neues entstehen. Wirtschaftspolitik 

darf diesen Prozess nicht blockieren, sondern muss ihn sozial 

abfedern und helfen, ihn produktiv zu machen.

Doch genauso klar ist die Gegenseite: Die Industrie bleibt für 

Deutschland enorm wichtig. Sie ist ökonomischer Kern vieler 

regionaler Wertschöpfungsketten, schafft hohe Produktivität, 

starke Exportfähigkeit und gut bezahlte Arbeit. Sie erzeugt 

positive Synergien für den Rest der Wirtschaft: von Forschung 

über IT bis zu Logistik und Finanzierung. Wer die Industrie ver-

liert, verliert oft auch hochwertige Dienstleistungen. Deutsch-

land braucht auch in Zukunft eine starke Industrie, aber eine, 

die klimaneutraler, digitaler, wissensintensiver und stärker mit 

Dienstleistungen verzahnt ist.

Eine neue Industrie könnte in Bereichen stark sein, in denen 

technologisches Können und Qualität zählen: grüne Che-

mie, Batterietechnik, Medizintechnik, Robotik, industrielle KI, 

Kreislaufwirtschaft und klimaneutrale Mobilität. Ein neuer 

Dienstleistungssektor könnte in Software, Cybersicherheit, 

Gesundheitswirtschaft, Bildung und wissensintensiven Unter-

nehmensdiensten wachsen. Bereiche, in denen Deutschland in 

Teilen schon heute konkurrenzfähig ist. Für Dienstleistungen 

spricht ihre geringere Energieintensität und Skalierbarkeit, für 

die Industrie ihre Innovationskraft und regionale Verankerung. 

Beide Wege haben Grenzen: Deutschland ist bisher oft zu 

langsam, zu bürokratisch und zu risikoscheu, um neues Wachs-

tum zu ermöglichen.

Die wirtschaftspolitische Antwort muss deshalb nüchtern 

ausfallen. Die Politik wird die Industrie nicht im alten Sinne 

retten. Aber sie kann entscheiden, ob Deutschland ein attrakti-

ver Standort für neue Wertschöpfung wird. Das erfordert eine 

Doppelstrategie: die wettbewerbsfähigen Teile der Industrie 

modernisieren und zugleich den Aufstieg produktiver Dienst-

leistungen massiv beschleunigen helfen.

Dafür braucht es drei Prioritäten: deutlich mehr öffentliche 

Investitionen in Bildung, Infrastruktur, Digitalisierung und 

Forschung; mehr Dynamik durch weniger Bürokratie, schnellere 

Genehmigungsverfahren und bessere Finanzierung für Grün-

der*innen sowie eine viel stärkere europäische Perspektive. Im 

Wettbewerb mit den USA und China wird Deutschland nicht 

allein bestehen. Es braucht gemeinsame europäische Investitio-

nen und eine koordinierte Innovations- und Industriepolitik.

Deindustrialisierung ist nicht automatisch Niedergang. Nieder-

gang entsteht erst, wenn ein Land an überholten Strukturen 

festhält und neue Chancen verpasst. Deutschland hat die 

Fähigkeiten, die Unternehmen und die Menschen, um aus dem 

Wandel etwas Besseres zu machen. 

Der Beitrag ist am 26. September 2026 in der Neuen Osnabrücker 
Zeitung erschienen.
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